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B R E M I S C H E  B Ü R G E R S C H A F T
Stadtbürgerschaft
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Mitteilung des Senats vom 29. September 2015

Bebauungsplan 2469 zur Regelung der Art der baulichen Nutzung im unbeplanten
Innenbereich (§ 34 Baugesetzbuch [BauGB]) und zur Änderung von Festsetzungen
in Teilgebieten der Geltungsbereiche folgender Bebauungspläne in Bremen-Oster-
holz

Bebauungsplan 629
für ein Gebiet zwischen Osterholzer Heerstraße (Hausnummer 180 bis 190), Schevemoorer
Landstraße, Oewerweg (zum Teil einschließlich), Tüchtener Straße, Lindheimer Straße,
Am Siek, Alte Wede, Züricher Straße, Tessiner Straße, Schevemoorer Landstraße, bei-
derseits  Auf  der  Schevemoorer  Heide  sowie  für  einen  Wasserlauf  zwischen  Scheve-
moorer Landstraße und Straßenbahntrasse

Bebauungsplan 644
für ein Gebiet zwischen Osterholzer Heerstraße, Lachmundsdamm (einschließlich), Am
Siek, Lindheimer Straße, Oewerweg (zum Teil einschließlich) und Schevemoorer Land-
straße

Bebauungsplan 1127
für  ein  Gebiet  zwischen  Osterholzer  Heerstraße,  Osterholzer  Landstraße,  An  der  Kä-
menade (einschließlich) und Kämenadenweg (einschließlich)

Bebauungsplan 1723
für ein Gebiet in Bremen-Osterholz zwischen Osterholzer Heerstraße (östlich Hausnum-
mer 99), Ehlersdamm (zum Teil einschließlich), Holter Fleet (zum Teil beiderseits) und
Osterholzer Dorfstraße (einschließlich, östlich Hausnummer 47 B)

Bebauungsplan 1792
für ein Gebiet zwischen Osterholzer Heerstraße zwischen Hausnummer 75 und 99 (ein-
schließlich) und Osterholzer Dorfstraße (zum Teil beiderseits)

Bebauungsplan 2340
zur Änderung eines Teilgebiets des Bebauungsplanes 661 für ein Gebiet zwischen Oster-
holzer Heerstraße, Landesgrenze, Eisenbahn (Bremen–Hannover), Auf den Conroden,
Zum Panrepel, Im Alten Dorf, Neue Heimat und Heiligenbergstraße

(Bearbeitungsstand: 18. Juni 2015)

Als Grundlage der städtebaulichen Ordnung für das oben näher bezeichnete Gebiet
wird der Bebauungsplan 2469 (Bearbeitungsstand: 18. Juni 2015) vorgelegt.

Die städtische Deputation für Umwelt, Bau, Verkehr, Stadtentwicklung, Energie und
Landwirtschaft hat hierzu am 10. September 2015 den als Anlage beigefügten Be-
richt erstattet.

Der Bericht der städtischen Deputation für Umwelt, Bau, Verkehr, Stadtentwicklung,
Energie und Landwirtschaft wird der Stadtbürgerschaft hiermit vorgelegt.

Der Senat schließt sich dem Bericht der städtische Deputation für Umwelt, Bau, Ver-
kehr, Stadtentwicklung, Energie und Landwirtschaft an und bittet die Stadtbür-
gerschaft, den Bebauungsplan 2469 zur Regelung der Art der baulichen Nutzung
im unbeplanten Innenbereich (§ 34 BauGB) und zur Änderung von Festsetzungen
in Teilgebieten der Geltungsbereiche der Bebauungspläne 629, 644, 1127, 1723,
1792  und  2340  in  Bremen-Osterholz  (Bearbeitungsstand:  18.  Juni  2015)  zu  be-
schließen.
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Bericht  der  Deputation  für  Umwelt,  Bau,  Verkehr,  Stadtentwicklung,  Energie und
Landwirtschaft

Bebauungsplan 2469 zur Regelung der Art der baulichen Nutzung im unbeplanten
Innenbereich  (§  34  BauGB)  und  zur  Änderung  von  Festsetzungen  in  Teilgebieten
der Geltungsbereiche der Bebauungspläne 629, 644, 1127, 1723, 1792 und 2340 in
Bremen-Osterholz

(Bearbeitungsstand: 18. Juni 2015)

Die städtische Deputation für Umwelt, Bau, Verkehr, Stadtentwicklung, Energie und
Landwirtschaft legt den Bebauungsplan 2469 (Bearbeitungsstand: 18. Juni 2015) und
die entsprechende Begründung – aktualisierte Fassung – vor.

A) Verfahren nach dem Baugesetzbuch (BauGB)

1. Planaufstellungsbeschluss

Die städtische Deputation für Umwelt, Bau, Verkehr, Stadtentwicklung und
Energie hat am 21. November 2014 einen Planaufstellungsbeschluss ge-
fasst. Dieser Beschluss ist am 27. November 2014 öffentlich bekanntgemacht
worden.

2. Frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit nach § 3 Abs. 1 BauGB

Zum Bebauungsplan 2469 ist am 27. November 2014 vom Ortsamt Oster-
holz eine frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit an der Bauleitplanung
in einer öffentlichen Einwohnerversammlung durchgeführt worden. Das Er-
gebnis dieser Beteiligung der Öffentlichkeit ist von der städtischen Deputa-
tion für Umwelt, Bau, Verkehr, Stadtentwicklung und Energie vor Beschluss
der öffentlichen Auslegung behandelt worden.

3. Frühzeitige Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Be-
lange nach § 4 Abs. 1 BauGB

Im Rahmen des Verfahrens zur Aufstellung des Bebauungsplans 2469 ist
die frühzeitige Behördenbeteiligung nach § 4 Abs. 1 BauGB durchgeführt
worden.

Die Ergebnisse sind in die Planung eingeflossen.

4. Öffentliche Auslegung nach § 3 Abs. 2 BauGB und gleichzeitige Betei-
ligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange nach § 4
BauGB

Die  Beteiligung  der  Behörden  und  sonstigen  Träger  öffentlicher  Belange
einschließlich des Beirats Osterholz gemäß § 4 Abs. 2 BauGB und die Betei-
ligung der Öffentlichkeit gemäß § 3 Abs. 2 BauGB sind für den Bebauungs-
planentwurf 2469 gleichzeitig durchgeführt worden (§ 4a Abs. 2 BauGB).

Die städtische Deputation für Umwelt, Bau, Verkehr, Stadtentwicklung und
Energie hat am 5. Februar 2015 beschlossen, dass der Entwurf des Bebau-
ungsplans 2469 mit Begründung öffentlich auszulegen ist.

Der Planentwurf mit Begründung hat vom 20. Februar 2015 bis 20. März
2015 gemäß § 3 Abs. 2 BauGB beim Senator für Umwelt, Bau und Verkehr
öffentlich ausgelegen. In der gleichen Zeit hat Gelegenheit bestanden, vom
Entwurf des Plans mit Begründung im Ortsamt Osterholz Kenntnis zu neh-
men.

5. Ergebnis der Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher
Belange

Einige Behörden und Träger öffentlicher Belange haben Hinweise vorge-
tragen, die zu redaktionellen Änderungen/Ergänzungen des Planentwurfs
und der Begründung geführt haben. Auf den Gliederungspunkt 7 dieses
Berichts wird verwiesen.

6. Ergebnis der Öffentlichkeitsbeteiligung

Anlässlich der öffentlichen Auslegung sind keine Stellungnahmen aus der
Öffentlichkeit eingegangen.
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7. Planänderung und Änderung/Ergänzung der Begründung

7.1 Änderung des Planentwurfs nach der öffentlichen Auslegung

Nach der öffentlichen Auslegung wurde die Bezeichnung des Bebauungs-
plans zur Klarstellung ergänzt. Der Planentwurf (Bearbeitungsstand: 18. Juni
2015) enthält die vorgenannte Änderung.

7.2 Änderung der Begründung nach der öffentlichen Auslegung

Aufgrund der Planänderung wurde die Begründung redaktionell überar-
beitet. Die Begründung (Bearbeitungsstand: 18. Juni 2015 – aktualisierte
Fassung –) enthält die vorgenannten Änderungen.

8. Absehen  von  einer  erneuten  öffentlichen  Auslegung  gemäß  §  4a  Abs.  3
BauGB

Die vorgenannten Änderungen/Ergänzungen des Bebauungsplanentwurfs
und der Begründung nach der öffentlichen Auslegung haben lediglich re-
daktionellen Charakter und wirken sich weder auf die Öffentlichkeit noch
auf die berührten Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange aus.

Sie berücksichtigen die im Rahmen der Behördenbeteiligung vorgetrage-
nen Hinweise und dienen der Klarstellung. Die Planänderungen haben keine
Auswirkung hinsichtlich der Planungsziele und sind auch nicht Gegenstand
des Bauleitplanverfahrens. Abwägungsrelevante neue Erkenntnisse und
Inhalte haben sich dadurch nicht ergeben; daher wird von einer erneuten
öffentlichen Auslegung gemäß § 4a BauGB abgesehen. Eine Beteiligung
der Öffentlichkeit ist ebenfalls nicht erforderlich.

Die redaktionellen Ergänzungen bzw. Änderungen des Planentwurfs und
der Begründung wurden mit den davon berührten Behörden abgestimmt.

9. Zusammenfassende Erklärung

Diesem Bericht ist eine zusammenfassende Erklärung gemäß § 10 Abs. 4
BauGB beigefügt.

B) Stellungnahme des Beirates

Der Fachausschuss für Bau- und Verkehrsangelegenheiten des Beirats Oster-
holz hat gegen den Planentwurf keine Einwände erhoben.

Dem Ortsamt Osterholz wurde die Deputationsvorlage gemäß Ziffer 2.4 der Richt-
linie über die Zusammenarbeit der Beiräte und Ortsämter mit dem Senator für
Bau und Umwelt in Bauangelegenheiten vom 1. Mai 2003 (Neufassung) über-
sandt.

C) Beschluss

Die städtische Deputation für Umwelt, Bau, Verkehr, Stadtentwicklung, Energie
und Landwirtschaft bittet den Senat und die Stadtbürgerschaft, den Bebauungs-
plan 2469 zu beschließen.

Dr. Joachim Lohse Jürgen Pohlmann

   (Vorsitzender)       (Sprecher)

Begründung – aktualisierte Fassung –

Bebauungsplan 2469 zur Regelung der Art der baulichen Nutzung im unbeplanten
Innenbereich (§ 34 BauGB) und zur Änderung von Festsetzungen in Teilgebieten der
Geltungsbereiche folgender Bebauungspläne in Bremen-Osterholz

Bebauungsplan 629
für ein Gebiet zwischen Osterholzer Heerstraße (Hausnummer 180 bis 190), Scheve-
moorer Landstraße, Oewerweg (zum Teil einschließlich), Tüchtener Straße, Lindheimer
Straße, Am Siek, Alte Wede, Züricher Straße, Tessiner Straße, Schevemoorer Land-
straße, beiderseits Auf der Schevemoorer Heide sowie für einen Wasserlauf zwischen
Schevemoorer Landstraße und Straßenbahntrasse
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Bebauungsplan 644
für ein Gebiet zwischen Osterholzer Heerstraße, Lachmundsdamm (einschließlich),
Am Siek, Lindheimer Straße, Oewerweg (zum Teil einschließlich) und Schevemoorer
Landstraße

Bebauungsplan 1127
für ein Gebiet zwischen Osterholzer Heerstraße, Osterholzer Landstraße, An der
Kämenade (einschließlich) und Kämenadenweg (einschließlich)

Bebauungsplan 1723
für ein Gebiet in Bremen-Osterholz zwischen Osterholzer Heerstraße (östlich Haus-
nummer 99), Ehlersdamm (zum Teil einschließlich), Holter Fleet (zum Teil beiderseits)
und Osterholzer Dorfstraße (einschließlich, östlich Hausnummer 47 B)

Bebauungsplan 1792
für ein Gebiet zwischen Osterholzer Heerstraße zwischen Hausnummer 75 und 99
(einschließlich) und Osterholzer Dorfstraße (zum Teil beiderseits)

Bebauungsplan 2340
zur Änderung eines Teilgebiets des Bebauungsplans 661 für ein Gebiet zwischen
Osterholzer Heerstraße, Landesgrenze, Eisenbahn (Bremen–Hannover), Auf den
Conroden, Zum Panrepel, Im Alten Dorf, Neue Heimat und Heiligenbergstraße

(Bearbeitungsstand: 18. Juni 2015)

A) Änderungsgebiet

Das Änderungsgebiet liegt im Stadtteil Osterholz.

B) Ziele, Zwecke und Erforderlichkeit des Bebauungsplanes

1. Entwicklung und Zustand

Das Plangebiet befindet sich am östlichen Stadtrand Bremens, beiderseits
der Osterholzer Heerstraße zwischen dem Osterholzer Friedhof und der
Landesgrenze nach Niedersachsen. Die Bebauung entlang der Straße ist
von unterschiedlichen Nutzungen geprägt. Während auf der Nordseite der
Straße das Wohnen überwiegt, befinden sich auf der Südseite neben reinen
Wohngebäuden, Gebäude mit gewerblichen Nutzungen im Erdgeschoss
und Wohnnutzungen in den Obergeschossen. Dazwischen befinden sich
ehemalige Wohngebäude, die heute zum Teil gewerblich (z. B. Autohandel)
genutzt werden.

Im weiter stadtauswärts gelegenen Teil der Osterholzer Heerstraße über-
wiegen rein gewerbliche Nutzungen der Grundstücke. Auf der Südseite
der Straße befinden sich mehrere Tankstellen, Autowaschanlagen sowie
Handelseinrichtungen mit Warenangeboten für den täglichen Bedarf. Am
östlichen Ende der Heerstraße befindet sich ein Grundstück, auf dem die
Mercedes Benz AG wegen ihres Umbaus auf dem Grundstück Emil-Som-
mer-Straße aktuell ihre Niederlassung für Pkw betreibt.

Am östlichen Ende der Osterholzer Heerstraße befinden sich bereits zwei
genehmigte Vergnügungsstätten:

• Osterholzer Heerstraße 223,

eine Spielhalle mit vier Casinos je > 100 m² und zwölf Geldgeräten
(genehmigt 12. August 2008),

• Osterholzer Heerstraße 234,

zwei Spielhallen < 100 m² (genehmigt 31. Januar 2003).

2. Geltendes Planungsrecht

Der Flächennutzungsplan Bremen stellt u. a. für einen Teil des Plangebiets
gemischte Bauflächen, im Übrigen Wohnbauflächen dar.

Für das Plangebiet gelten die Bebauungspläne 629, 644, 1127, 1723, 1792
und 2340. Diese setzen auf der Grundlage der Baunutzungsverordnung
(BauNVO) 1968 bzw. der BauNVO 1977 und 1990 in den von der Änderung
betroffenen Teilen Misch- bzw. Gewerbegebiet fest. Danach sind Vergnü-
gungsstätten allgemein bzw. ausnahmsweise zulässig. Außerdem sind ein-
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zelne Teilgebiete des Plangebiets unbeplante Innenbereiche. Hier richtet
sich die planungsrechtliche Beurteilung nach § 34 BauGB.

3. Planungsziele und Erforderlichkeit des Bebauungsplans

Mit der Aufstellung des Bebauungsplans 2469 solI die zukünftige Nutzungs-
struktur im Plangebiet entlang der Osterholzer Heerstraße verbessert wer-
den.

Um der sich abzeichnenden städtebaulich negativen Entwicklung entge-
genzuwirken, sollen Vergnügungsstätten im Geltungsbereich des Bebau-
ungsplans 2469 ausgeschlossen werden.

Zur Durchsetzung der vorgenannten Planungsziele ist die Aufstellung ei-
nes neuen Bebauungsplans erforderlich.

C) Planinhalt

Art und Maß der baulichen Nutzung, Bauweise, Baugrenzen

Der Bebauungsplan regelt ausschließlich die Art der baulichen Nutzung neu.
Alle sonstigen Inhalte der rechtskräftigen Bebauungspläne, wie das Maß der
baulichen Nutzung, die Bauweise und die Baugrenzen, gelten unverändert.

Mit der Neuaufstellung des Bebauungsplans 2469 beurteilt sich die Art der bau-
lichen Nutzung nach der BauNVO in der Fassung vom 23. Januar 1990, die
zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes vom 11. Juni 2013 geändert wurde. Zukünf-
tig sind Vergnügungsstätten nicht zulässig. Der Ausschluss von Vergnügungs-
stätten ist das wesentliche Planungsziel dieses Bebauungsplans.

Im Plangebiet befinden sich an der Osterholzer Heerstraße mehrere vorhan-
dene Vergnügungsstätten (Spielhallen). Zukünftig sollen diese nicht mehr zu-
lässig sein. Im Rahmen einer Ermessensentscheidung kann die gegenwärtig ge-
nehmigte Nutzung im Sinne eines erweiterten Bestandsschutzes ausnahmsweise
zugelassen werden. Damit sind auch Erweiterungen, Änderungen, Nutzungs-
änderungen und Erneuerungen gemäß der textlichen Festsetzung Nr. 3 mög-
lich (§ 1 Abs. 10 BauNVO). Dabei ist typischerweise eine Erweiterung von nicht
dem Spielbetrieb dienenden Flächen und Nebenräumen, wie z. B. Abstellräu-
men, sanitären Anlagen, Treppen und Fluren zulässig; Erweiterungen der dem
Spielbetrieb dienenden Betriebsflächen inklusive des Aufsichtsbereichs sind in
der Regel nicht vorgesehen. Hierdurch soll ausgeschlossen werden, dass nach
einer Erweiterung die vorhandene Vergnügungsstätte wegen ihrer Zweckbe-
stimmung oder ihres Umfangs nur noch in einem Kerngebiet allgemein zulässig
wäre. In letzter Zeit werden vermehrt bestehende Spielhallen in Wettbüros um-
gewandelt. Eine solche Veränderung stellt eine Nutzungsänderung dar, die durch
die textliche Festsetzung Nr. 3 ausnahmsweise zugelassen werden könnte.

Ziel der Planung ist die Steuerung der Zulässigkeit von Vergnügungsstätten im
Bremer Osten. Die Osterholzer Heerstraße als östliche Eingangsstraße in die
Stadt Bremen hat sich in den vergangenen Jahren in ihrem städtebaulichen Bild
und Nutzungsspektrum negativ entwickelt. Während das Erscheinungsbild frü-
her durch Wohngebäude und ergänzende höherwertige Nahversorgungsange-
bote (Bäcker, Blumen, Klempner und Dienstleistungen [Pflegeservice, Fitness,
medizinische Angebote]) geprägt war, gehen solche Nutzungen zurück, wäh-
rend gleichzeitig Bauanträge für Vergnügungsstätten zunehmen.

Die Ansiedlung von Vergnügungsstätten war bisher entlang der Osterholzer
Heerstraße in weiten Teilen planungsrechtlich uneingeschränkt zulässig.

Mit der Genehmigung solcher Vorhaben besteht die Gefahr, dass Vergnügungs-
stätten aller Art (Spielhallen, Wettbüros, Erotikeinrichtungen) entlang der Stra-
ße zu negativen Folgen für die weitere städtebauliche Entwicklung des gesam-
ten Straßenzugs führen. Vor dem Hintergrund sich häufender Anfragen ist auch
zukünftig von einem weiteren Druck zur Errichtung von sexorientierten Betrie-
ben ebenso wie von Spielhallen und Wettbüros im Plangebiet auszugehen. Des-
halb soll durch die Schaffung neuen Planungsrechts eine städtebauliche Ent-
wicklung mit höherwertigeren und vielfältigen Nutzungen unterstützt werden.

Im Plangebiet gibt es unterschiedlich geprägte Mischgebiete:



— 6 —

a) durch Wohnen geprägtes Mischgebiet

Ein durch Wohnen geprägtes Mischgebiet mit Wohngebäuden und gemisch-
ten Nutzungen (gewerbliche Nutzungen im Erdgeschoss und Wohnnutzung
in den Obergeschossen) befindet sich überwiegend an der Nordseite der
Osterholzer Heerstraße (Bebauungspläne 1127, 644, 629) sowie im unbe-
planten Innenbereich zwischen Hans-Bredow-Straße und beiderseits Tene-
verstraße. Der städtebaulich besonders schützenswerte Straßenraum und
die angrenzenden Seitenstraßen sollen deshalb von der Ansiedlung von
Vergnügungsstätten ausgeschlossen werden.

Nach § 6 Absatz 3 BauNVO können Vergnügungsstätten in den Teilen des
Mischgebiets, die durch Wohnen geprägt sind, ausnahmsweise zugelassen
werden. Abweichend von dieser Ausnahmemöglichkeit sollen diese im Plan-
gebiet generell nicht zulässig sein, um die vorhandenen Wohnstandorte ins-
besondere im nördlichen Straßenverlauf der Osterholzer Heerstraße zu hal-
ten bzw. zu stärken.

b) gewerblich geprägtes Mischgebiet

An der Südseite der Osterholzer Heerstraße prägen gewerbliche Nutzungen
das Mischgebiet. Außer einzelnen Wohngebäuden überwiegen gewerb-
liche Nutzungen im Plangebiet (Bebauungspläne 1792, 1723, 2340 sowie
der Bereich zwischen Autobahnzubringer A 27 und Landesgrenze).

In überwiegend gewerblich geprägten Mischgebietsteilen sind nach § 6
Abs. 2 Nr. 8 BauNVO sogenannte nicht kerngebietstypische Vergnügungs-
stätten zulässig. Im Geltungsbereich des Bebauungsplans 2469 sollen sie
weder allgemein noch ausnahmsweise zulässig sein. Damit soll auch in den
Straßenabschnitten, in denen heute gewerbliche Nutzungen überwiegen,
das  Wohnen  gestärkt  werden.  So  soll  der  Straßenzug  Osterholzer  Heer-
straße insgesamt städtebaulich als Einheit aufgewertet werden und ent-
sprechende Nutzungen bessere Ansiedlungsbedingungen erhalten. An-
sonsten bestände die Gefahr, dass Vergnügungsstätten zu einem sogenann-
ten Trading-Down-Effekt führen. Darunter versteht man den städtebau-
lichen Qualitätsverlust durch Verdrängung des traditionellen Handels und
den Rückgang der gewachsenen Angebots- und Nutzungsvielfalt in Quar-
tieren. Um dies zu verhindern, sollen entlang der Osterholzer Heerstraße
als stadträumlich bedeutsamen Straßenraum in seiner straßenbegleitenden
baulichen Ausrichtung zukünftig angemessene bauliche Nutzungen zuge-
lassen und andere, nicht gewollte Entwicklungen verhindert werden. Des-
halb  sollen  Vergnügungsstätten  auch  im  gewerblich  geprägten  Teil  des
Mischgebiets zukünftig nicht zulässig sein. Sie sollen auch nicht durch Aus-
nahmen über Einzelfallprüfungen zugelassen werden.

Für den Bereich am östlichen Ende der Osterholzer Heerstraße setzt der Bebau-
ungsplan 2340 Gewerbegebiet (GE) für die Flächen südlich der Straße fest. Auch
hier sollen zukünftig Vergnügungsstätten nicht zulässig sein.

Die Nachfrage soll in städtebaulich besser geeignete Bereiche gelenkt werden.

Im Bremer Osten ist das Gebiet entlang der Hans-Bredow-Straße in unmittel-
barer Nähe zur Osterholzer Heerstraße als möglicher Standort für die Ansied-
lung von Vergnügungsstätten geeignet. Hier sind diese aus städtebaulichen Grün-
den vertretbar. Die Straße zweigt von der Osterholzer Heerstraße südlich in Rich-
tung des Einkaufszentrums Weserpark ab. Sie ist verkehrlich gut erreichbar und
an das örtliche Verkehrsnetz angebunden. Gleichzeitig ist sie vorwiegend ge-
werblich geprägt, Störungen des Ortsbilds sind ebenso wenig zu erwarten wie
Beschwerden durch Nachbarschaften.

Nach dem dort geltenden Planungsrecht (Bebauungsplan 2340) sind in weiten
Teilen des Planbereichs Vergnügungsstätten ausnahmsweise zulässig.

D) Umweltbericht

Mit dem Bebauungsplan 2469 wird lediglich die „Art der Nutzung“ – die Zu-
lässigkeit von Vergnügungsstätten – neu geregelt. Da gegenüber dem bisheri-
gen Planungsrecht keine zusätzliche Verdichtung und damit kein höherer Ver-
siegelungsgrad ermöglicht wird, sind weder die Leistungs- und Funktionsfähig-
keit des Naturhaushalts betroffen noch erhebliche Auswirkungen auf ander-
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weitige umweltrelevante Schutzgüter zu erwarten. Beeinträchtigungen des Land-
schaftsbildes sind ebenfalls nicht gegeben.

Weitere Umweltaspekte sind nicht betroffen.

Dadurch erübrigen sich auch die zusätzlichen Angaben zum Umweltbericht,
einschließlich der allgemeinverständlichen Zusammenfassung.

E) Finanzielle Auswirkungen/Genderprüfung

1. Finanzielle Auswirkungen

Finanzielle Auswirkungen sind mit der Umsetzung der Planung nicht zu er-
warten.

Entschädigungsansprüche nach § 42 BauGB bestehen nicht. Für den Gel-
tungsbereich des Bebauungsplans 2340 wurde dies besonders betrachtet,
da er erst im Jahr 2009 in Kraft getreten ist. Zwar setzt der Bebauungsplan
2340 seit 2009 Gewerbegebiet fest, nach dem Bebauungsplan 2340 sind je-
doch die nun ausgeschlossenen Nutzungen nicht allgemein, sondern ledig-
lich ausnahmsweise zulässig (§ 8 Abs. 3 Nr. 3 BauNVO 1990). Die Aufhe-
bung von potenziellen Nutzungsmöglichkeiten, die nur aufgrund einer Aus-
nahme genehmigungsfähig sind, ist auch innerhalb der Siebenjahresfrist
des § 42 Abs. 2 BauGB nicht entschädigungspflichtig.

Hinsichtlich der Grundstücke Osterholzer Heerstraße 223 und Osterholzer
Heerstraße 234 ist geprüft worden, ob die Eigentümer Entschädigungen für
Eingriffe in ausgeübte Nutzungen verlangen könnten, da sich auf diesen
Grundstücken  Spielhallen  befinden.  Da  durch  die  textliche  Festsetzung
Nr. 3 den beiden bestehenden Spielhallen ein erweiterter Bestandsschutz
zugestanden wird, ist davon auszugehen, dass bei den beiden ausgeübten
Nutzungen eine allenfalls unwesentliche Wertminderung entsteht und sich
somit für die Stadtgemeinde Bremen keine Entschädigungspflichten erge-
ben.

2. Genderprüfung

Durch die Planänderung sind keine geschlechtsspezifischen Auswirkungen
auf Frauen oder Männer zu erwarten.

Zusammenfassende Erklärung gemäß § 10 Abs. 4 BauGB

Bebauungsplan 2469 zur Regelung der Art der baulichen Nutzung im unbeplanten
Innenbereich  (§  34  BauGB)  und  zur  Änderung  von  Festsetzungen  in  Teilgebieten
der Geltungsbereiche folgender Bebauungspläne in Bremen-Osterholz

Bebauungsplan 629
für ein Gebiet zwischen Osterholzer Heerstraße (Hausnummer 180 bis 190), Scheve-
moorer Landstraße, Oewerweg (zum Teil einschließlich), Tüchtener Straße, Lindheimer
Straße, Am Siek, Alte Wede, Züricher Straße, Tessiner Straße, Schevemoorer Land-
straße, beiderseits Auf der Schevemoorer Heide sowie für einen Wasserlauf zwischen
Schevemoorer Landstraße und Straßenbahntrasse

Bebauungsplan 644
für ein Gebiet zwischen Osterholzer Heerstraße, Lachmundsdamm (einschließlich),
Am Siek, Lindheimer Straße, Oewerweg (zum Teil einschließlich) und Schevemoorer
Landstraße

Bebauungsplan 1127
für ein Gebiet zwischen Osterholzer Heerstraße, Osterholzer Landstraße, An der
Kämenade (einschließlich) und Kämenadenweg (einschließlich)

Bebauungsplan 1723
für ein Gebiet in Bremen-Osterholz zwischen Osterholzer Heerstraße (östlich Haus-
nummer 99), Ehlersdamm (zum Teil einschließlich), Holter Fleet (zum Teil beiderseits)
und Osterholzer Dorfstraße (einschließlich, östlich Hausnummer 47 B)

Bebauungsplan 1792
für ein Gebiet zwischen Osterholzer Heerstraße zwischen Hausnummer 75 und 99
(einschließlich) und Osterholzer Dorfstraße (zum Teil beiderseits)
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Bebauungsplan 2340
zur Änderung von Festsetzungen in Teilgebieten des Geltungsbereiches des Bebau-
ungsplans  661  für  ein  Gebiet  zwischen  Osterholzer  Heerstraße,  Landesgrenze,
Eisenbahn (Bremen–Hannover), Auf den Conroden, Zum Panrepel, Im Alten Dorf,
Neue Heimat und Heiligenbergstraße

(Bearbeitungsstand: 18. Juni 2015)

I. Ziele, Zwecke und Erforderlichkeit der Bebauungsplanaufstellung

Das Plangebiet im Stadtteil Osterholz entlang der Osterholzer Heerstraße war
ursprünglich von Wohngebäuden sowie kleineren Betrieben mit Nahversor-
gungsangeboten geprägt. Für die Grundstücke entlang der Osterholzer Heer-
straße werden zunehmend Bauanträge zur Errichtung von Vergnügungsstätten
(Spielhallen, Wettbüros, Erotikeinrichtungen) gestellt; planungsrechtlich wären
diese zulässig. Die damit verbundene Veränderung des Erscheinungsbilds wirkt
sich städtebaulich negativ auf den gesamten Straßenzug aus. Um dem entgegen-
zutreten, war der generelle Ausschluss von Vergnügungsstätten und somit die
Anpassung planungsrechtlicher Festsetzungen erforderlich.

II. Beurteilung der Umweltbelange

Mit dem Bebauungsplan 2469 wird lediglich die „Art der Nutzung“ – die Zu-
lässigkeit von Vergnügungsstätten – neu geregelt. Da gegenüber dem bisheri-
gen Planungsrecht keine zusätzliche Verdichtung und damit kein höherer Ver-
siegelungsgrad ermöglicht wird, sind weder die Leistungs- und Funktionsfähig-
keit des Naturhaushalts betroffen noch erhebliche Auswirkungen auf ander-
weitige umweltrelevante Schutzgüter zu erwarten. Beeinträchtigungen des Land-
schaftsbilds sind ebenfalls nicht gegeben.

Weitere Umweltaspekte sind nicht betroffen.

Insgesamt werden keine erheblichen Umweltauswirkungen durch die Planung
erwartet.

III. Alternativenprüfung

Mit dem Bebauungsplan 2469 werden die bisher geltenden planungsrechtlichen
Regelungen zur baulichen Nutzung erweitert. Zur Verbesserung der Nutzungs-
struktur sollen Vergnügungsstätten zukünftig ausgeschlossen werden; bereits
existierende Vergnügungsstätten stehen unter Bestandsschutz. Unter Berück-
sichtigung des Planungsziels bestehen keine Alternativen zur Planung.

IV. Verfahrensablauf

Im Rahmen der frühzeitigen Öffentlichkeitsbeteiligung (§ 3 Abs. 1 BauGB) wur-
den  die  allgemeinen  Planungsziele  und  -zwecke  sowie  die  voraussichtlichen
Auswirkungen des Plans im Rahmen einer öffentlichen Einwohnerversammlung
im Ortsamt Osterholz am 27. November 2014 der Öffentlichkeit vorgestellt. Die
Inhalte des Planungsentwurfs bedurften nach der Bürgerbeteiligung keiner Än-
derung.

In der frühzeitigen Behördenbeteiligung gemäß § 4 Abs. 1 BauGB wurden die
Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange, deren Aufgabenbereich
durch die Planung berührt wird, auch zur Äußerung im Hinblick auf den erfor-
derlichen Umfang und Detaillierungsgrad der Umweltprüfung nach § 2 Abs. 4
aufgefordert.

Während der öffentlichen Auslegung gemäß § 3 Abs. 2 BauGB und der förm-
lichen Trägeranhörung nach § 4 Abs. 2 BauGB in der Zeit vom 20. Februar 2015
bis 20. März 2015 hatten die Bürgerinnen und Bürger sowie die Behörden und
sonstigen Träger öffentlicher Belange Gelegenheit zur Stellungnahme zum Be-
bauungsplanentwurf 2469 mit Begründung.

V. Ergebnisse der Behörden- und Öffentlichkeitsbeteiligung

Anlässlich der öffentlichen Auslegungen haben Behörden und Träger öffentli-
cher Belange Stellungnahmen abgegeben, die jedoch nicht das Bauleitplanver-
fahren und seine planerischen Ziele betreffen. Die Stellungnahmen wurden zur
Kenntnis genommen, führten aber zu keiner Planänderung.
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